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Stellungnahme Indiens zum Terrorismus

Soweit aus meinen Recherchen über die Stellung Indiens zum Terrorismus zu erkennen ist, ist Indien seit 1974 inoffizielle Atommacht, d. h. sie besitzen Atombomben und können diese auch durch die richtigen Trägersysteme einsetzen. 
Darüber hinaus verfügt Indien über selbstentwickelte Kurzstreckenraketen, sowie über Mittelstreckeraketen, mit einer Reichweite von bis zu 2,5 km, die auch mit atomaren Sprengköpfen bestückt werden können. Allerdings hat Indien bis heute den Atomwaffensperrvertrag ( Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen, mit dem Ziel, die Verbreitung von Kernwaffen, ihren Ankauf oder ihre Herstellung durch bisher kernwaffenlose Staaten zu verhindern ) nicht unterschrieben, verzichtet jedoch aufgrund seiner Nukleardoktrin auf den nuklearen Erstschlag. 

Indiens einzige Militärbasis im Ausland ist seit 2004 der Luftstützpunkt in Tadschikistan. 

Bei der Analyse der Stellung Indiens zum Terrorismus, lohnt es sich anzuführen, in welchem Maße Indien bisher in terroristische Aktionen verwickelt war. 

Zum einen gab es am 26. September 2002 einen Überfall auf einen Hindu- Tempel in Gandhinagar mit 27 Toten und 100 Verletzten. 

Die Attentäter waren sowohl mit Dutzenden von Handgranaten, als auch mit automatischen AK-47- Gewehren bewaffnet. 
Begründet wird dieses Attentat vermutlich mit einer „Racheaktion“ der Moslems. Diese reagieren auf einen Brandanschlag im Sabarmati- Express, bei dem zahlreiche Hindus ums Leben kamen; ausgelöst wurde dieser Brandanschlag, so wird von den Hindus vermutet, von „den“ Moslems. Daraufhin entstanden mächtige Pogrome gegen die Moslems von Seiten der Hindus, die in dem hier beschriebenen Anschlag auf den Hindu- Tempel münden. 

Ende dieser Anschlagsreihen ist ein immer noch andauerndes gegenseitiges Misstrauen zwischen beiden ethnischen Gruppen.  

Zum Anderen gab es auch am 29. Oktober 2005 Anschläge in Indien; in diesem Fall in Neu Delhi. Dort explodierten mehrere Sprengsätze im Zentrum der Stadt, wobei 61 Menschen ums Leben kamen und 188 verletzt wurden. 

Durch Telefonanrufe hat sich eine islamistische Gruppe zu diesen Anschlägen bekannt. Nach Einschätzungen der Anti- Terror- Experten verbargen sich hinter den Attentätern pakistanische Moslemextremisten.  
Aufgrund dieser Terroranschläge bekannte sich der indische Premierminister Manmohan Singh dazu, in allen Formen den Terror zu bekämpfen.  

Um weitere Anschläge verhindern zu können, galten nun verschärfte Sicherheitsmaßnahmen. 

Terror- Experten vermuten, dass mit dem Anschlag eine weitere indisch- pakistanische Annäherung ausgeschlossen werden sollte. Dennoch einigten sich Indien und Pakistan schon kurz nach den Anschlägen, auf eine teilweise Öffnung der Waffenstillstandslinie in Kaschmir. 

Ganz bedeutend ist natürlich, fokussiert man den Terrorismus in Indien, der zwischen Pakistan und Indien herrschende Kampf um die Republik Kaschmir. 

Nach dem 11. September 2001 bekannte sich Indien zu den USA, die sie durch die „Allianz gegen den Terror“ unterstützten. 

Jegliche Möglichkeit zur Unterstützung bot Neu Delhi, die den USA die Benutzung ihrer See- und Luftwaffenstützpunkte freistellte . Mit dieser Tat war Pakistan natürlich erheblich unter Druck gesetzt, sodass sie sich noch im September dafür aussprachen, der USA bei der Suche nach Ossama Bin Laden zu helfen. Darüber hinaus sicherte Pakistan den USA auch die Benutzung ihres Luftraumes, sowie die logistische Unterstützung zu.  

Die Spannungen zwischen Indien und Pakistan steigerten sich zur realen Kriegsgefahr nach einem Anschlag auf das indische Parlament in Neu Delhi am 13. Dezember 2001. 

Die indische Regierung machte die von Pakistan aus agierende Terroristengruppe für den Anschlag verantwortlich. 

Das komische an dieser Beziehung zwischen Indien und Pakistan ist die Tatsache, dass beide Staaten auf die USA hoffen; „gerade das Land, das den nuklearen Wettlauf initiiert hat, die meisten Massenvernichtungswaffen besitzt, den Welthandel dominiert und ärmere Staaten plündert, soll den Nachbarn unter Druck setzen, die Verhandlungen bestimmen und die Rolle eines Friedensstifters einnehmen.“ (WoZ, 24.01.2002) 

Diese Spannungen zwischen den beiden regionalen Atommächten können jedoch nicht gelöst werden, solange die Kaschmirfrage nicht beantwortet ist. 

Weiterhin ist zum Terrorismus in Indien anzuführen, dass sie im Jahre 2002 ein umstrittenes Anti- Terror-Gesetz verabschiedet haben. 

Bei diesem neuen Gesetz und dem zusätzlichen Reisepassgesetz geht es um die Vorbeugung diverser Verbrechen. Dieses Gesetz ermöglicht es den Behörden, bei jeglicher Terrorverdächtigung, sämtliche Reisedokumente einzubeziehen. Das Gesetz wurde in einer gemeinsamen Sitzung mit den Stimmen der Regierungskoalition- 425 gegenüber 296 Gegenstimmen- verabschiedet. 

Nun ist es so, dass die Sicherheitskräfte landesweit die Möglichkeit haben, Personen vorbeugend festzunehmen und bis zu 180 Tage ohne Anklageerhebung festzuhalten, sobald sie terroristischen Aktivitäten bezichtigt werden. Selbst das Postgeheimnis darf bei Verdacht vernachlässigt werden, und Telefone können abgehört werden. 

